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Artikel 11)

Änderung des Gesetzes 
über kommunale Abgaben

Das Gesetz über kommunale Abgaben
in der Fassung der Bekanntmachung vom
24. März 2013 (GVBl. S. 134), geändert
durch Gesetz vom 20. Dezember 2015
(GVBl. S. 618), wird wie folgt geändert:

1. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „sol-
len“ durch „können“ ersetzt.

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Soweit die öffentlichen Ver-
kehrsanlagen im Außenbereich
liegen, können die Gemeinden
Straßenbeiträge auch für die
Herstellung erheben.“

b) Abs. 12 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden das Komma
und die Wörter „wenn die Bei-
tragsschuldnerin oder der Bei-
tragsschuldner ein berechtigtes
Interesse nachweist“ gestri-
chen.

bb) In Satz 3 wird die Angabe
„fünf“ durch „zwanzig“ er-
setzt.

cc) In Satz 4 wird die Angabe „3“
durch „1“ ersetzt.

2. § 11a wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2a werden die Wörter „und
funktionalen“ gestrichen.

b) Dem Abs. 3 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Soweit einmalige Beiträge nach 
§ 11 für Verkehrsanlagen noch
nicht entstanden sind, können die
Gemeinden den vor Inkrafttreten

der Satzung über die Erhebung
wiederkehrender Beiträge angefal-
lenen beitragsfähigen Investitions-
aufwand verteilt auf einen Zeit-
raum von höchstens 20 Jahren bei
der Ermittlung des Beitragssatzes
berücksichtigen.“

3. Dem § 14 wird folgender Abs. 4 ange-
fügt:

„(4) Die Beitrags- und Vorausleis-
tungspflichtigen, die in den Jahren
2017 und 2018 vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes am 7. Juni 2018 nach
§ 11 zur Zahlung von Straßenbeiträgen
oder zu Vorausleistungen auf einmali-
ge Straßenbeiträge verpflichtet wur-
den, sind bis zum 31. Dezember 2018
berechtigt, nach § 11 Abs. 12 einen
Ratenzahlungsantrag oder einen Än-
derungsantrag zu einer bereits getrof-
fenen Ratenzahlungsentscheidung zu
stellen, soweit der Beitrag oder die Vo-
rausleistung noch nicht vollständig ge-
zahlt wurde.“

Artikel 22)

Änderung der Hessischen
Gemeindeordnung

Dem § 93 Abs. 2 der Hessischen Ge-
meindeordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I
S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 25. April 2018 (GVBl. S. 59), werden
folgende Sätze angefügt:

„Von der Verpflichtung, Entgelte vorran-
gig zu erheben, sind Straßenbeiträge
nach den §§ 11 und 11a des Gesetzes
über kommunale Abgaben in der Fassung
der Bekanntmachung vom 24. März 2013
(GVBl. S. 134), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 247)
ausgenommen. § 92 Abs. 4 bleibt unbe-
rührt.“

Artikel 33)

Gesetz zum pauschalen Ausgleich
der Kosten bei der Einführung von 
wiederkehrenden Straßenbeiträgen

§ 1

Pauschaler Kostenausgleich bei 
der Einführung wiederkehrender 

Straßenbeiträge

(1) Bestimmt die Gemeinde nach § 11a
des Gesetzes über kommunale Abgaben
in der Fassung der Bekanntmachung vom
24. März 2013 (GVBl. 134), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 28. Mai 2018
(GVBl. S. 247), durch Satzung, dass die
jährlichen Investitionsaufwendungen für
den Umbau und Ausbau ihrer öffentli-
chen Verkehrsanlagen als wiederkehren-
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de Beiträge auf die im Abrechnungsge-
biet gelegenen Grundstücke verteilt wer-
den, zahlt ihr das Land für die Aufwen-
dungen zur Bildung der Abrechnungsge-
biete einen finanziellen Ausgleich.

(2) Die Ausgleichszahlung beträgt 
5 Euro je Einwohner, mindestens aber 
20 000 Euro je Abrechnungsgebiet. Nach
Bildung eines neuen Abrechnungsgebiets
wird jeweils der Mindestbetrag von 
20 000 Euro ausgezahlt. Nach Bildung
sämtlicher Abrechnungsgebiete im Ge-
meindegebiet wird die Ausgleichszah-
lung anhand der vom Hessischen Statisti-
schen Landesamt für die Gemeinde veröf-
fentlichten Einwohnerzahl zum 31. De-
zember 2016 berechnet und eine sich er-
gebende Differenz zum Mindestbetrag
ausgezahlt.

§ 2

Zuständigkeiten, Verfahren, Richtlinie

(1) Zuständige Behörde für das Verfah-
ren zu Ausgleichsleistungen nach diesem
Gesetz ist das Regierungspräsidium
Darmstadt.

(2) Ausgleichszahlungen nach diesem
Gesetz werden auf Antrag gewährt. Aus-
zahlungen für bestandskräftige Bewilli-
gungen werden ab dem 1. Januar 2019
geleistet. Die durch § 1 bedingten Mehr-
ausgaben von bis zu 5 Millionen Euro im
Jahr 2019 werden durch Einsparungen im
Kapitel 17 01 bei Titel 575 01 (Zinsen für
Anleihen, Landesschatzanweisungen und

Schuldscheindarlehen anderer Darle-
hensgeber) gedeckt.

(3) Das Nähere zur Umsetzung dieses
Gesetzes regelt eine Richtlinie, die von
dem für kommunale Angelegenheiten zu-
ständigen Ministerium im Einvernehmen
mit dem für Finanzen zuständigen Minis-
terium erlassen wird.

§ 3

Prüfungsrechte des
Hessischen Rechnungshofes

Die Prüfungsrechte des Hessischen
Rechnungshofes und des Präsidenten des
Hessischen Rechnungshofes nach dem
Gesetz zur Regelung der überörtlichen
Prüfung kommunaler Körperschaften in
Hessen vom 22. Dezember 1993 (GVBl. I
S. 708), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. März 2011 (GVBl. I S. 153), blei-
ben unberührt.

§ 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2018
in Kraft.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt.
Es ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen zu verkünden.

Wiesbaden, den 28. Mai 2018
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